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Abréviations

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
SODK Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

AVS Assurance-vieillesse et survivants
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des

Etats
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
CDAS Confèrence des directrices et dirceteurs cantonaux des affaires sociales
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
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Chronique générale

Finances publiques

Impôts directs

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Änderung des Bundesgesetzes über direkte Bundessteuern hinsichtlich einer
steuerlichen Entlastung für familienexterne Kinderbetreuung von bis zu CHF 25'000
pro Kind und Jahr (Pa.Iv. 20.455)

Kurz nachdem die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger im September 2020 eine
Erhöhung der Drittbetreuungsabzüge bei der direkten Bundessteuer von CHF 10'100 auf
CHF 25'000 abgelehnt hatten, reichte Christa Markwalder (fdp, BE) eine
parlamentarische Initiative ein, welche das ursprüngliche Anliegen des Bundesrats
aufnahm. Sie ging davon aus, dass die Bundesratsvorlage nur wegen der Erhöhung des
Kinderabzugs, welche das Parlament der bundesrätlichen Version hinzugefügt hatte, an
der Urne gescheitert war. Erneut gab es in den Räten Anträge für eine Erhöhung des
Kinderabzugs – diesmal jedoch in einer geringeren Höhe –, aber auch für eine Erhöhung
des Elterntarifs. In der Sommersession 2021 verabschiedeten National- und Ständerat
die Vorlage jedoch unverändert und erhöhten damit die Erwerbsanreize für
Zweitverdienende mit hohen Einkommen. Während den parlamentarischen Beratungen
umstritten war überdies, ob es legitim sei, dieses Anliegen so kurz nach dem Volksnein
erneut zu debattieren. 

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Résumé
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Modification de la loi fédérale concernant les frais pour l'accueil extrafamilial.
Déduction fiscale de 25'000 francs au maximum par enfant et par an (Iv.pa. 20.455)
(Traduction: Chloé Magnin)

En septembre 2020, le peuple a refusé une augmentation des déductions pour la garde
des enfants par des tiers de CHF 10'100 à CHF 25'000 dans le cadre de l'impôt fédéral
direct. Peu de temps après, Christa Markwalder (plr, BE) a lancé une initiative
parlementaire qui a repris le souhait initial du Conseil fédéral. Elle est partie du
principe que la proposition du Conseil fédéral avait été rejetée uniquement à cause de
l'augmentation de la déduction pour enfants que le Parlement avait ajoutée à la version
du Conseil fédéral. Ainsi, les chambres ont été saisies de demandes pour augmenter la
déduction pour enfants – cette fois d'un montant moins élevé –, mais aussi d'une
augmentation du tarif parental. Durant la session d'été 2021, le Conseil national et le
Conseil des Etats ont cependant adopté l'objet sans le modifier, augmentant ainsi
l'attrait d'un deuxième salaire élevé. Durant les débats, les parlementaires sont restés
sceptiques quant à la légitimation de remettre le sujet sur le tapis, alors que le peuple
venait de s'opposer à la proposition précédente.

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 01.06.2020
ANJA HEIDELBERGER

Mitte Juni 2020 – und somit noch bevor die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger über
die Vorlage über die steuerliche Berücksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten
abgestimmt hatten – reichte Christa Markwalder (fdp, BE) eine parlamentarische
Initiative für eine steuerliche Entlastung für familienexterne Kinderbetreuung von bis
zu CHF 25'000 pro Kind und Jahr ein. Darin nahm sie also dieselbe Forderung wieder
auf, welche auch der Referendumsvorlage zugrunde lag. Die Erhöhung des allgemeinen
Kinderabzugs bei den direkten Bundessteuern, wie sie der Bundesratsvorlage
hinzugefügt worden war, unterminiere deren eigentliche Intention, nämlich die
Schaffung eines Erwerbsanreizes vor allem für gut ausgebildete Mütter. Ihr Vorstoss
sollte es ermöglichen, dieses Anliegen bei einer allfälligen Ablehnung der
Bundesratsvorlage an der Urne im September 2020 möglichst schnell wieder aufs Tapet

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 19.06.2020
ANJA HEIDELBERGER
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zu bringen. 1

Politique sociale

Assurances sociales

Assurance-vieillesse et survivants (AVS)

Nachdem die Räte im Jahr 2014 eine Motion zur Befreiung von Babysitting und
Hausdienstarbeit von AHV-Beiträgen überwiesen hatten, beschäftigten sie sich bereits
im Folgejahr wieder mit dem Thema. Anlass war eine parlamentarische Initiative Pieren
(svp, BE), welche einen AHV-Freibetrag für Babysitting forderte. Konkret sollte die
Tätigkeit von Babysittern, sofern mit weniger als CHF 3'000 jährlich entlohnt, nicht
mehr als Erwerbstätigkeit im sozialversicherungsrechtlichen Sinne gelten und damit von
jeglichen Sozialabgaben befreit sein. Begründet wurde dies insbesondere durch den
grossen administrativen Mehraufwand, welche eine Anmeldung aller Babysitter bei der
AHV sowohl für die regionalen AHV-Stellen als auch für die als Arbeitgeber fungierenden
Eltern bedeuten würde. Zudem zeige die aktuelle Situation, in der sich Babysitter und
Eltern oft unabsichtlich in der Illegalität befinden, dass die betreffenden Regeln
schikanös seien. Im Januar gab die SGK des Nationalrates der Initiative Folge. Nachdem
die ständerätliche Schwesterkommission dem Entscheid ihre Zustimmung einstimmig
versagt hatte, gelangte der Vorstoss in der Herbstsession in den Nationalrat. Eine
Kommissionsminderheit Schenker (sp, BS) beantragte, keine Folge zu geben, während
die Mehrheit bei ihrem positiven Votum blieb. Die Initiantin führte aus, seit Anfang Jahr
müssten Hausdienstarbeiten, welche von Personen unter 25 Jahren und bis zu einem
Jahreslohn von CHF 750 ausgeführt würden, nicht mehr bei der AHV gemeldet werden.
Diese Geste löse jedoch das Problem nicht, welches insbesondere für Babysittingjobs
bestehe. Der Vorstoss befasse sich bewusst nur mit dieser Tätigkeit, da Babysitting im
Gegensatz zu Reinigungsarbeiten nicht als Vollzeitbeschäftigung mit mehreren
Arbeitgebern ausgeführt werde und damit auch bei einer Erhöhung der
Lohnobergrenze keine Missbrauchsgefahr bestehe. Die ablehnende
Kommissionsminderheit kritisierte, im Initiativtext sei weder eine Altersgrenze für die
Babysitter enthalten, noch gehe hervor, ob die CHF 3'000 als Gesamtlohn oder als Lohn
pro Arbeitgeber zu verstehen seien. Auch die Definition von Babysitting sei nicht klar,
z.B. im Fall, dass die beschäftigte Person nebenbei noch Hausarbeiten erledige. Von
dieser Argumentation unbeeindruckt gab die grosse Kammer der parlamentarischen
Initiative mit 104 zu 74 Stimmen bei 5 Enthaltungen Folge. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 07.09.2015
FLAVIA CARONI

Groupes sociaux

Politique familiale

Die vorberatende Kommission des Nationalrates unterstützte - wenn auch nur knapp -
eine parlamentarische Initiative Zisyadis (pda, VD), welche die Betreuung von
Kleinkindern als öffentliche Aufgabe der Kantone in der Verfassung verankern will. Die
Kommission vertrat die Ansicht, dass das Angebot an ausserhäuslichen Tagesstrukturen
für Kinder im vorschulpflichtigen Alter nicht mit den gesellschaftlichen Veränderungen
Schritt gehalten habe. Sie erinnerte auch daran, dass die UNO-Kinderrechtskonvention
die unterzeichnenden Staaten auffordert, die Betreuung der Kinder von erwerbstätigen
Eltern sicherzustellen. 3

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 02.02.1994
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat gab einer auch von der FDP unterstützten weiteren parlamentarischen
Initiative Fehr Folge, die während zehn Jahren maximal je 100 Mio Fr. Bundesmittel zur
Anstossfinanzierung für familienergänzende Betreuungsplätze verlangt. Die
Unterstützung von Krippen, Horten, Tagesfamilien, Tagesschulen usw. soll höchstens
zwei Jahre nach der Gründung dauern und einen Drittel des Betriebskredits nicht
übersteigen. Laut Angaben der Initiantin könnten jährlich rund 12 000 Krippenplätze
von diesem Impuls profitieren. Unter Hinweis auf diese Initiative beantragte der
Bundesrat dem Nationalrat erfolgreich, eine Motion Teuscher (gp, BE), welche die
Ausarbeitung von Modellen der ausserhäuslichen Kinderbetreuung im öffentlichen und
privaten Sektor verlangte, nur als Postulat zu überweisen. Die bessere Vereinbarkeit von
Beruf und Mutterschaft war auch eine Hauptforderung eines familienpolitischen
Positionspapiers der FDP, da der Ausstieg qualifizierter Frauen aus dem Erwerbsleben
ein volkswirtschaftliches Verlustgeschäft bedeute. Der Arbeitgeberverband machte sich

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 21.03.2001
MARIANNE BENTELI
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im Zeichen eines austrocknenden Arbeitsmarkts ebenfalls für einen Ausbau der
Kinderbetreuung in den Firmen stark; eine Umfrage unter seinen Mitgliedern zeigte
aber, dass das Bewusstsein für die Belange der ausserhäuslichen Kinderbetreuung in
den meisten Firmen noch kaum entwickelt ist. 4

Ausgehend von einer im Vorjahr vom Nationalrat angenommenen parlamentarischen
Initiative der Zürcher Sozialdemokratin Fehr zur Anschubfinanzierung von
Kinderkrippen erarbeitete die SGK einen Gesetzesentwurf samt
Finanzierungsbeschluss. Sie schlug dem Plenum vor, die Schaffung von neuen
Krippenplätzen während zehn Jahren mit jährlich 100 Mio Fr. zu unterstützen; konkret
vorgelegt wurden ein Bundesgesetz, das die Förderungsmodalitäten regelt, sowie ein
Kreditbeschluss über 400 Mio Fr. für die ersten vier Jahre. Bis auf die SVP, die nach den
Worten ihres Sprechers Bortoluzzi (ZH) „verantwortungsmüde Eltern“ und Zustände „à
la Ostblock“ witterte, und die LP stellten sich alle Fraktionen hinter das Gesetz, das mit
117 zu 53 Stimmen angenommen wurde. SP und CVP stimmten geschlossen zu, bei der
FDP eine Mehrheit (darunter sämtliche Frauen), bei der SVP nur gerade die drei
weiblichen Abgeordneten Fehr (ZH), Gadient (GR) und Haller (BE) sowie Siegrist (AG).
Angesichts der Lage der Bundesfinanzen beantragte der Bundesrat, der das Anliegen
grundsätzlich unterstützte, ein auf maximal acht Jahre und nur je 25 Mio Fr. reduziertes
Engagement. Mit 108 zu 70 Stimmen konnte sich aber der Antrag der Kommission
durchsetzen. Gutzwiller (fdp, ZH) erinnerte als Sprecher der Kommission daran, dass
Studien den volkswirtschaftlichen Nutzen von familienexternen Betreuungsplätzen
nachgewiesen haben, weshalb es sich hier um eine sinnvolle Investition handle. Im
Ständerat machte nur gerade Schmid (cvp, AI) grundsätzlich Opposition gegen die
Vorlage. Ein Rückweisungsantrag Hess (fdp, OW), der zuerst eine Vernehmlassung bei
den Kantonen durchführen wollte, da diese nach dem Auslaufen der
Anstossfinanzierung primär in der Pflicht stehen dürften, die Krippen weiter zu
unterstützen, wurde mit 29 zu 12 Stimmen abgelehnt. Als Kompromiss zwischen
Bundes- und Nationalrat beschloss die kleine Kammer aber, anstatt 400 Mio Fr. nur
200 Mio Fr. für die nächsten vier Jahre zur Verfügung zu stellen und das Programm auf
acht Jahre zu begrenzen; zudem sollten die Beiträge nicht mehr maximal einen Drittel
der Kosten abdecken, sondern höchstens 5000 Fr. pro Krippenplatz. Ein Antrag Jenny
(svp, GL), dem Bundesrat zu folgen, wurde ebenso abgelehnt wie der Antrag Studer (sp,
NE) auf Zustimmung zum Nationalrat. Die Vorlage wurde mit 31 zu 4 Stimmen
angenommen, der Finanzierungsbeschluss mit 23 zu 5 Stimmen. Angesichts der klaren
Willensbezeugung der kleinen Kammer, den Kreditrahmen mindestens um die Hälfte zu
kürzen, bat die Initiantin Fehr (sp, ZH) den Nationalrat, dem Ständerat in allen Punkten
zuzustimmen, um nicht die Vorlage als Ganzes zu gefährden. Mit 120 zu 58 Stimmen
übernahm der Rat die Beschlüsse der Ständekammer. Das Gesetz tritt auf den 1.
Februar 2003 in Kraft. 5

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 28.03.2002
MARIANNE BENTELI

Am 1. Februar trat das Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergänzende
Kinderbetreuung in Kraft. Mit den dafür vorgesehenen Mitteln soll die Schaffung
zusätzlicher Plätze für die Tagesbetreuung von Kindern gefördert werden. Für die
ersten vier Jahre hatte das Parlament einen Verpflichtungskredit von 200 Mio Fr.
bewilligt. Das Förderprogramm unterscheidet zwei Arten von Betreuungsplätzen:
Kindertagesstätten – zum Beispiel Krippen – für kleinere Kinder und Einrichtungen für
die schulergänzende Betreuung wie etwa Mittagstische. Die Subventionen werden
pauschal auf Grund der Öffnungszeiten ausbezahlt: Krippen erhalten maximal 5000 Fr.
pro betreutes Kind, Einrichtungen für Mittagstische und Horte maximal 3000 Fr. Das
Impulsprogramm stiess auf grosses Interesse, vor allem bei den Gemeinden. Bis zu
Beginn des neuen Schuljahres bewilligte der Bund 60 Gesuche, mit denen 1230
Krippenplätze geschaffen wurden. Trotz dieses Erfolges beantragte die
Spezialkommission des Nationalrates, im Entlastungsprogramm 2003 den Kredit von
den vorgesehenen 120 Mio auf 40 Mio Fr. zusammenzustreichen und das Programm
dann ganz aufzugeben; der Bundesrat hatte sich mit einer Kürzung um 12 Mio Fr. für das
Jahr 2006 begnügen wollen. Im Plenum setzte eine von der CVP unterstützte linke
Minderheit aber durch, dass gar keine Abstriche vorgenommen wurden. Der Ständerat,
der bis zum Ende der Differenzbereinigung dem Antrag des Bundesrates folgen wollte,
schloss sich schliesslich nach der Einigungskonferenz dem Beschluss der grossen
Kammer an. 6

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 29.01.2003
MARIANNE BENTELI
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Nationalrätin Meyer Kälin (cvp, FR) hatte im Vorjahr eine parlamentarische Initiative
eingereicht mit dem Ziel, das auslaufende Programm des Bundes zur
Anstossfinanzierung von Kinderkrippen durch eine steuerliche Begünstigung von
Investitionen von Privaten (vor allem Arbeitgebern) zur Förderung der ausserhäuslichen
Betreuung von Kindern abzulösen. Die Kommission war ebenfalls der Ansicht, dass bei
den Betreuungsplätzen für Kinder nach wie vor ein Missverhältnis von Angebot und
Nachfrage besteht, und es deshalb wichtig ist, ausserfamiliäre Einrichtungen für Kinder
gerade auch im Vorschulalter zu schaffen. Sie stellte aber auch fest, dass das
Initiativanliegen bereits erfüllt ist: Die Kosten eines Unternehmens, welches eine Krippe
oder eine andere Betreuungsstätte für Kinder finanziert oder einrichtet, gelten bereits
heute als geschäftsmässig begründeter Aufwand. Auch Privatpersonen können ihre
Zuwendungen an gemeinnützige Kinderbetreuungseinrichtungen schon heute
steuerlich zum Abzug bringen. Deshalb beantragte sie Ablehnung der Initiative. Mit 156
zu 31 Stimmen wurde der Vorstoss verworfen. 7

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 20.03.2008
MARIANNE BENTELI

Die Rechtskommissionen beider Räte lehnten den Vorentwurf des Bundesrats zur
neuen Kinderbetreuungsverordnung ab, insbesondere die vorgeschlagene Regelung,
dass Bekannte und Verwandte zukünftig Kinder nur noch mit Bewilligung beaufsichtigen
und betreuen dürfen. Die Rechtskommission des Nationalrates hatte bereits im Vorjahr
eine parlamentarische Initiative eingereicht, mit welcher im Zivilgesetzbuch explizit
festgehalten werden sollte, dass die private Kinderbetreuung durch Familien und
Bekannte keiner Bewilligung bedarf. Die Rechtskommission des Ständerates gab diesem
Gesetzesvorschlag Anfang des Berichtsjahres ihre Zustimmung. Die Opposition gegen
die Bewilligungspflicht für Kinderbetreuung bewirkte, dass der Bundesrat die
Vorarbeiten zum Vorentwurf unterbrach und die RK-NR ihre Initiative wieder
zurückzog. 8

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 11.11.2011
ANITA KÄPPELI

Die auf eine parlamentarische Initiative Hochreutener (cvp, BE) zurückgehende
Forderung nach einem Verfassungsartikel für eine umfassende Familienpolitik wurde
in der Vernehmlassung mehrheitlich kritisiert. Der Entwurf der Bestimmung verlangte
eine bessere Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch Bund und
Kantone und insbesondere die Schaffung zusätzlicher ausserfamiliärer
Betreuungsangebote für Kinder. Die an der Vernehmlassung teilnehmenden Parteien
und Verbände bestätigten grundsätzlich ihre Positionen zur Familienpolitik. So
wünschten sich die linken Parteien eine Harmonisierung der kantonalen Politiken,
während die FDP an der föderalen Gestaltung derselben festhalten möchte. Die SVP
wehrte sich grundsätzlich gegen einen familienpolitischen Verfassungsartikel, da dieser
die Fremdbetreuung der Kinder fördere und traditionelle Familienmodelle
benachteilige. 9

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 31.12.2011
ANITA KÄPPELI

La CSEC-CN a élaboré en 2017 une initiative parlementaire concernant les aides
financières à l'accueil extrafamilial pour enfants. Elle souhaite prolonger le programme
d'impulsion de la Confédération et inscrire ainsi au budget 130 millions de francs pour
la création de telles places. L'initiative a reçu l'adoubement de sa commission sœur et a
été débattue au Conseil national lors de la session d'été. 
103 voix contre 88 et 4 abstentions ont emporté le vote. Les réfractaires au
prolongement du programme d'impulsion provenaient des camps UDC et PLR, qui
estiment, comme le Conseil fédéral, que cette aide supplémentaire est superflue et
que la Confédération s'est déjà suffisamment investie en prolongeant le financement
par deux fois (en 2006 et 2010). Après l'entrée en matière du Conseil national, il
appartient désormais aux Etats de se prononcer. 10

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 12.06.2018
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil des Etats a adhéré au projet du Conseil national concernant les aides
financières à l'accueil extrafamilial pour enfants. Malgré une minorité UDC et PLR
déplorant que le projet enfreigne l'esprit du fédéralisme, les sénateurs et sénatrices
ont voté l'ensemble du texte concernant le programme d'impulsion par 27 voix contre
16 et une abstention. 11

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 18.09.2018
SOPHIE GUIGNARD
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En septembre 2018, la Loi fédérale sur les aides financières à l'accueil extrafamilial
pour enfants (LAAcc) passait en vote final. Le Conseil national l'a plébiscitée à 104 voix
contre 88 (UDC et PLR) et une abstention, les États à 27 contre 16 (UDC et PLR) et deux
abstentions. 12

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 28.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

Enfants et jeunesse

Le Conseil national a refusé, en septembre 2020, de donner suite à une initiative
parlementaire Wermuth (ps, AG), qui visait à «agir maintenant en faveur de l'accueil
extrafamilial pour enfants». Le socialiste demandait une modification de la
Constitution, pour qu'il soit exigé de la Confédération et des cantons de fournir une
offre adéquate pour les familles avec enfants. Les résultats sont tombés après un bref
débat: 81 voix (PS, Verts et Vert'libéraux) se sont prononcées en faveur de l'objet,
contre 105. Le groupe du centre ne s'est pas montré univoque, puisque que Martin
Landolt a voté oui et que deux de ses camarades se sont abstenus. 13

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 21.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Ecoles obligatoires

Im Berichtsjahr verstärkte sich der öffentliche Druck zur Schaffung von
Tagesstrukturen an den Schulen: Nicht nur wurden auf kommunaler, kantonaler und
nationaler Ebene zahlreiche politische Vorstösse eingereicht, im Sommer forderte auch
der Schweizerische Lehrerinnen- und Lehrerverband (LCH) alle Kantone und
Gemeinden auf, für Schülerinnen und Schüler Tagesschulen anzubieten. LCH schätzte
die Kosten auf 500 Fr. pro Schüler und Monat. Kurz darauf präsentierte Avenir Suisse
ein rund 160-seitiges „Einmaleins der Tagesschule“, das den zuständigen Behörden
konkrete Hilfe bei der Einrichtung kommunaler Tagesschulen auf freiwilliger Basis
geben will und das an die Schulbehörden aller Gemeinden verschickt werden soll. Der
Leitfaden zeigt praxisnah und mit den nötigen Hinweisen auf die politischen und
finanziellen Fallgruben auf, wie Gemeindeschulen etappenweise in funktionsfähige
Tagesschulen umgewandelt werden können. In der Herbstsession reichte eine breite
Koalition von Nationalrätinnen aus allen grossen Parteien fünf parlamentarische
Initiativen ein, die einen Verfassungsartikel für Tagesschulen verlangen (Pa.Iv. 05.429;
Pa.Iv. 05.430; Pa.Iv. 05.431; Pa.Iv. 05.432; Pa.Iv. 05.440). 14

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 20.09.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Jahr 2006 gaben die Kommissionen für Wirtschaft, Bildung und Kultur beider Räte
fünf parlamentarischen Initiativen von Nationalrätinnen unterschiedlichster politischer
Couleur Folge. Diese wollten in der Bundesverfassung verankern, dass die Kantone und
Gemeinden für ein bedarfsgerechtes ausserfamiliäres Kinderbetreuungsangebot bis
zum Ende der obligatorischen Schulzeit zu sorgen haben, wobei sie der Bund
unterstützen könnte. Während die Initiativen der Nationalrätinnen Christine Egerszegi-
Obrist (fdp, AG; Pa.Iv. 05.429), Ruth Genner (gp, ZH; Pa.Iv. 05.430), Jacqueline Fehr (sp,
ZH; Pa.Iv. 05.431) und Ursula Haller (svp, BE; Pa.Iv. 05.440) auch ein vorschulisches
Betreuungsangebot im Auge hatten, beschränkte sich die parlamentarische Initiative
von Kathy Riklin (cvp, ZH; Pa.Iv. 05.432) auf die schulergänzende Betreuung. 
Den Beschluss auf Folgegeben der sogenannten Tagesschul-Initiativen fasste die WBK-
NR mit 20 zu 5 Stimmen, die WBK-SR gar einstimmig. In ihrer Medienmitteilung betonte
die WBK-NR: «Es ist auch nicht mangelnde Eigenverantwortung, welche solche
Einrichtungen notwendig macht, sondern die Einsicht, dass diese Investitionen
volkswirtschaftlich interessant und gesellschaftspolitisch notwendig sind.» 15

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 26.06.2006
MARLÈNE GERBER

Zwei Jahre nachdem die beiden Kommissionen für Wissenschaft, Bildung und Kultur
den fünf Tagesschul-Initiativen noch enthusiastisch Folge gegeben hatten, beantragte
die WBK-NR im August 2008 mit 14 zu 5 Stimmen (1 Enthaltung) deren Abschreibung.
Mit Inkrafttreten des unterdessen verabschiedeten HarmoS-Konkordats seien die Ziele
der parlamentarischen Initiativen erreicht worden. Eine Umsetzung des Anliegens in
Form einer Verfassungsänderung – wie von den Initiativen verlangt – würde durch die
dadurch notwendig werdende Volksabstimmung gefährdet, so die Kommission in ihrer
Medienmitteilung. Eine Minderheit der zuständigen Subkommission bemängelte

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 19.03.2009
MARLÈNE GERBER

01.01.65 - 01.01.21 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



hingegen, dass der vorschulische Bereich mit dieser Lösung ausgeklammert bleibe.
Diesbezüglich bekräftigte die Kommission ihren Willen durch den Hinweis, dass sie die
SODK dazu anregen möchte, eine entsprechende interkantonale Regelung für den
Vorschulbereich zu prüfen. Zusätzlich lancierte die WBK-NR eine Motion zur
Verlängerung der Anschubfinanzierung für die Förderung familienexterner
Betreuungsplätze (Mo. 08.3449). In der Frühjahrssession 2009 kam der Nationalrat dem
Antrag seiner Kommission nach und schrieb die fünf parlamentarischen Initiativen ab. 16

Mittels der parlamentarischen Initiative «Anstossfinanzierung für Tagesschulen zur
Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf mit Unterstützungsfokus auf
regional angepasste Modelle inklusive Ferienlösungen» forderte die BDP-Fraktion,
dass die nötigen gesetzlichen Grundlagen ausgearbeitet würden, damit der Bund die
Gemeinden bei der Einrichtung von Tagesschulen finanziell unterstützen könne. Diese
Anschubfinanzierung sei notwendig, um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf weiter
zu fördern.
Die WBK-NR gab der Initiative im August 2015 Folge. Dem Bund stünden zwar die
nötigen Mittel zur Verfügung, um die Schaffung von Betreuungsplätzen in solchen
Strukturen finanziell zu unterstützen. Faktisch seien bislang jedoch vor allem
Betreuungsplätze in Kindertagesstätten und in den schulergänzenden Strukturen
geschaffen worden, so die Kommission. Die Mehrheit der WBK-NR unterstützte deshalb
das Anliegen der BDP und wollte den Bundesrat in seinen Bestrebungen, die
familienergänzende Kinderbetreuung zu verbessern, unterstützen. Die
Kommissionsminderheit erachtete die Initiative aufgrund der bereits bestehenden
Fördermöglichkeiten als überflüssig. 
Die WBK-SR gab der Initiative im November 2016 keine Folge.
Im März 2017 beugte sich die WBK-NR erneut über das Geschäft. In Anbetracht der
Tatsache, dass sie in derselben Woche circa CHF 100 Mio. als weitere
Anschubfinanzierung für familienergänzende Kinderbetreuung gutgeheissen hatte, war
der Enthusiasmus für die finanzielle Unterstützung für Tagesschulen etwas abgeflacht.
Die Mehrheit der Kommission wie auch des Nationalrats war nun der Ansicht, dass sich
der Bund bereits stark für die Schaffung von familienergänzenden Betreuungsplätzen
engagiert habe, und sah hierzu keinen weiteren Handlungsbedarf, zumal die
Tagesschulen sowieso in kantonaler Hoheit lägen, wie Christian Wasserfallen (fdp, BE)
im Plenum betonte. Der Nationalrat lehnte die parlamentarische Initiative in der Folge
mit 106 zu 61 Stimmen bei 6 Enthaltungen deutlich ab. 17

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 04.05.2017
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) Pa.Iv. 20.455; TA, 24.6.20
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17) AB NR, 2017, S. 724 ff.; Medienmitteilung WBK-NR vom 14.8.15; Medienmitteilung WBK-NR vom 24.3.17; Medienmitteilung
WBK-SR vom 15.10.15

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.65 - 01.01.21 6


